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und Großbritannien. In den Sterlingraum gingen etwa 
14 “/o. Der Anteil der „sonstigen Verrechnungsländer'' 
belief sidi auf 16“/o und der des Dollarraumes auf 
11 ®/o. Das Ostgesdiäft war nadi wie vor nur ganz 
unbedeutend. Vor dem Kriege wurde fast ein Viertel 
der deutsdien M asdiinenausfuhr von den jetzigen 
O stblodiländern aufgenommen, z. Z. dagegen nur 
knapp 1 o/o. ü b er die Gründe dieser Veränderung 
braudit hier nidits Näheres ausgeführt zu werden. 
Die in den Handelsabkommen der Bundesrepublik 
mit Bulgarien, Polen, der Tsdiedioslowakei, Ungarn 
und Rumänien festgelegten W arenlisten sehen zwar 
für den M asdiinenbau relativ  beträditlidie Positionen 
vor, aber ihre Realisierung hängt von der M öglidikeit 
entsprediender Gegenlieferungen ab. Viele Güter, die 
der Osten anbietet, sind für die Bundesrepublik nidit 
attrak tiv  oder werden von anderer Seite billiger bzw. 
in besserer Q ualität geliefert. Ob sidi in Zukunft ein 
stärkeres Gesdiäft mit der Sowjetunion entwidceln 
wird, läßt sidi z. Z. nodi n id it beurteilen. Bei den 
Verhandlungen in Moskau ist bekanntlidi so gut wie 
gar n id it über die realen M öglidikeiten eines inten­
siveren W arenaustausdies gesprodien worden.
W ie sdiw er der Ausfall der Ostm ärkte bei der deut­
sdien M asdiinenausfuhr ins Gewidit fällt, läßt sidi 
daran erkennen, daß die Bundesrepublik trotz aller 
in den letzten Jahren im M asdiinenexport erzielten 
Fortsdiritte nodi ziemlidi weit von dem früheren 
deutsdien Anteil am W eltm asdiinenexport entfernt 
ist. Dieser Anteil lag in der Zeit zwisdien den beiden 
W eltkriegen bei über 30 “/o, heute dagegen bei 19 “/o. 
Von einer übermäßigen Forcierung des deutschen 
Maschinenexportes kann also kaum die Rede sein.

AUSSICHTEN
Die Diskussion darüber, ob die K onjunktur im In- 
vestitionsgütergesdiäft das Ergebnis eines gesunden 
Strebens nad i stärkerer Rationalisierung und Pro­
duktivitätssteigerung ist, oder ob man hier bereits 
von einem Boom sprechen muß, dem in absehbarer 
Zeit ein entsprediend sdiarfer Rückschlag folgen wird, 
ist wie in vielen anderen Ländern der westlichen 
W elt, so auch in der Bundesrepublik seit einiger Zeit

sehr lebhaft. Im deutschen M asdiinenbau zeigt man 
sidi im allgemeinen ziemlich optimistisch. Der Präsi­
dent des Vereins Deutscher M asdiinenbau-Anstalten, 
Dr.-Ing. e. h. Möllenberg, hat vor kurzem auf einer 
Tagung dieser Organisation in Hamburg zum Aus­
druck gebracht, daß man die Gefahren einer Über­
hitzung zwar nicht unterschätzen darf, daß aber ver­
schiedene Umstände auch in Zukunft eine stärkere 
Inanspruchnahme aller Produktionsm ittelindustrien 
erw arten lassen. „Offensichtlich stehen wir", sagte 
Möllenberg, „in naher Zukunft vor erheblichen V er­
änderungen wichtiger volkswirtschaftlicher Grundda­
ten, die zur Erreichung und Sicherung des gleichen 
Konsumniveaus einen sehr viel stärkeren Investitions­
aufwand notwendig machen werden." Insbesondere 
gehöre dazu der schon jetzt als sehr hemmend emp­
fundene Arbeitskräftemangel. Auf lange Sicht hinaus 
werde die Sorge um die V erjüngung der Belegschaf 
ten und um die Gewinnung zusätzlicher Arbeitskräfte 
im V ordergrund aller wirtschaftlichen Überlegungen 
stehen. Diesen Kräftemangel durch den verm ehrten 
Einsatz leistungssteigernder und arbeitsparender 
M asdiinen auszugleichen, zeichne sich als neue große 
Aufgabe der deutschen Volkswirtsdiaft ab, die zu- 
gleidi für die zukünftige Entwicklung der deutschen 
M asdiinenindustrie von entsdieidender Bedeutung 
sein werde. Audi für den Maschinenbau gelte selbst­
verständlich, daß er sich bemühen müsse, eine w ei­
tere Erhöhung seiner Produktion in erster Linie durch 
Rationalisierungsmaßnahmen zu erreichen. Da aber 
die A rbeit im Maschinenbau ein besonders hohes 
Maß schöpferischer Leistung und fachlichen Könnens 
verlange, seien hier die Möglichkeiten, den M ensdien 
durch Maschinen zu ersetzen, enger begrenzt als in 
anderen Industriezweigen, in denen die zur Fertigung 
notwendigen Arbeitsoperationen gleichförmiger ab­
laufen. Dieser Hinweis deutet darauf hin, daß der 
Maschinenbau den in der Bundesrepublik aufgetre­
tenen Arbeitskräftemangel, insbesondere auch den 
Mangel an Ingenieuren, für sich selbst als ein ganz 
besonders dringendes Problem empfindet. Er teilt 
diese Sorgen mit den Maschinenindustrien vieler an­
derer Länder der westlichen W elt.

Die Kartellgesetzgebung der europäischen Länder
Heinz Winter, Köln

W enige Jahre nach der Beendigung des zweiten 
W eltkrieges entfalteten fast alle westlich orien­

tierten europäischen Staaten eine verstärkte wettbe- 
w erbspolitisdie Aktivität. Äußerer Anlaß dafür war 
der Abbau der kriegsbedingten staatlichen Zwangs­
wirtschaft und die sidi daraus ergebende Notwendig­
keit einer wettbewerbspolitischen Neuorientierung. 
Grundsätzlich ging man zwar bei der Gestaltung der 
W irtschaftsordnungen davon aus, daß der W irtsdiafts- 
ablauf wieder mehr und mehr der Privatinitiative 
überantw ortet werden müsse. Aber gleichzeitig war 
man auch bestrebt, den ökonomischen Liberalismus 
alter Prägung nicht w ieder erstehen zu lassen.

Die bei der Neugestaltung der W irtsdiaftsordnungen 
in den verschiedenen europäischen Ländern ange­
wandten M ethoden waren außerordentlich m annigfal­
tig. Zum Teil behielten sich die Staaten in mehr oder 
we/iiger starkem  Maße weiterhin wichtige Lenkungs­
befugnisse auf dem Gebiet der Konjunkturpolitik, der 
Investitions- und der Preispolitik vor. Vereinzelt 
sdialteten sie sich auch unm ittelbar in die Produktion 
und die Verteilung besonders der lebenswiditigen 
Güter ein. W esentlich für unsere Untersuchung ist 
jedodi vor allem der Umstand, daß dem überw iegen­
den Teil der staatlichen M arktregelungen die Ten­
denz zu einer verstärkten  Kontrolle der unternehm e­
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risdien M arktzusammenarbeit sowie der Einzelunter­
nehmen mit wesentlichem Markteinfluß innewohnt. 
Die M otive für diese Tendenz sind sehr verschiedener 
Natur. Ohne Anspruch auf Vollständigkeit zu erhe­
ben, seien im folgenden nur die wesentlichsten W ur­
zeln für diese Entwicklung genannt. In einigen euro­
päischen Staaten (am stärksten in Norwegen) war es 
vor allem das vordrängende sozialistische Dogma, das 
zu einer verstärkten  Überwachung der unternehme­
rischen M arktkooperationen führte. Es traf sich hierin 
mit der Doktrin des wirtschaftlichen Neoliberalismus, 
der, von einer wesentlich anderen Grundeinstellung 
zur W irtschaftspolitik ausgehend, in dieser Frage zu 
gleichen Ergebnissen kommt. Nicht unerheblich wurden 
diese Zielsetzungen wohl auch dadurch unterstützt, 
daß sich in den langen Jahren der staatlichen Len­
kung der W irtschaft — bewußt oder unbewußt — der 
Gedanke festgesetzt hat, auch nach Übergang zur 
Friedenswirtschaft müsse sich der Staat als Aufsichts­
oder Kontrollorgan oder sogar als Förderer der W irt­
schaft annehmen. Schließlich haben als Motive der 
Einfluß der amerikanischen Antikartell-Ideologie und 
die in gemäßigten W irtschaftskreisen nicht geleug­
nete Erkenntnis beigetragen, daß (wirtschaftliche) 
Macht der Gefahr des Mißbrauchs ausgesetzt ist.
Bei aller Aktivierung der W ettbewerbspolitik in den 
westlich orientierten europäischen Staaten herrschen 
jedoch die liberalen Formen der K o n t r o l l e  der 
unternehmerischen M arktzusammenarbeit vor. Wie 
die nachstehende Übersicht ergibt, wird die Kartell­
abrede als wirtschaftliches Ordnungselement nach wie 
vor grundsätzlich anerkannt. Im wesentlichen werden 
lediglich Kartellmißbräuche und die mißbräuchliche 
Ausnutzung von Monopolstellungen bekämpft.
Belgien: Gegenwärtig kein Kartellgesetz. Die Regierung hat 
das Redit, Zwangskartellierung zu verfügen. Der Entwurf 
eines M i ß b r a u c h s g e s e t z e s  wird erörtert.
Dänemark; Seit dem 31. 3. 55 M i ß b r a u c h s g e s e t z  
mit obligatorischen Güteverhandlungen. Für Preisbindungen 
der zweiten Hand gilt Verbot mit Erlaubnisvorbehalt.
Finnland: Gesetzesvorlage nach M i ß b r a u c h s p r i n z i p .  
Erlaubnisvorbehalt für Preisbindungen der zweiten Hand 
und Submissionskartelle.
Frankreidi: Seit dem 9. 8. 53 auf der Grundlage früherer Be- 
w irtsdiaftungsvorschriften eine Verordnung betr. V e r b o t  
von Preiskartellen, „die eine Senkung der Preise verhin­
dern." Jedoch allgemeine Befreiung für Preiskartelle, die der 
V erbesserung des Absatzes, der Rationalisierung oder der 
Spezialisierung dienen. Andere Arten von Kartellen werden 
vom Verbot nicht betroffen. Der Entwurf eines allgemeinen 
Kartellgesetzes, das im Grundsatz das MiiSbrauchsprinzip 
vorsieht, konnte bisher nicht verabschiedet werden.
G roßbritannien: Seit dem 30. 7. 48 M i ß b r a u c h s g e s e t z .  
Entscheidungsbefugnis beim Parlament. Regierung schlägt 
Einführung einer Registrierungspflicht mit Verbotsmöglicftkeit 
für bestimmte Formen der kollektiven Diskriminierung vor. 
Irland: M i ß b r a u c h s g e s e t z  seit dem 7. 5. 53.
Italien; Noch kein Kartellgesetz. Verschiedene Entwürfe für 
ein M i ß b r a u c h s g e s e t z  liegen vor.
N iederlande: Seit 1941 M i ß b r a u c h s g e s e t z .  Möglich­
keit von Verbindlichkeitserklärung. Ein neuer Gesetzentwurf 
folgt gleichen Prinzipien und sieht, darüber hinaus Registrie­
rungspflicht vor.
Norwegen; M i ß b r a u c h s g e s e t z  mit Registrierungs- 
Pflicht seit dem 26. 6. 53.
Österreich; M i ß b r a u c h s g e s e t z  mit Registrierungs- 
pflicht seit dem 4. 7. 51. Bei der Registrierung erfolgt eine 
Vorprüfung, ob Mißbrauch vorliegt.

Sdiweden: Seit dem 1 .1.54 M i ß b r a u c h s g e s e t z .  Be­
seitigung von Mißbräuchen in Güteverhandlungen. Eingriff 
nur durch Gesetz. Verbot mit Erlaubnisvorbehalt für die 
Preisbindungen der zweiten Hand und für Submissions­
kartelle.
Schweiz; Kein Kartellgesetz. Von der Migros-Bewegung vor­
geschlagene Verfassungsergänzung, wonach grundsätzlich 
Kartelle verboten sein sollen, hat keine Aussicht auf Billi­
gung durch Volksabstimmung.

EINZELDARSTELLUNGEN 
Belgien: In Belgien gibt es gegenwärtig kein beson­
deres Kartellgesetz, mit dessen Hilfe Kartelle oder 
monopolistische Unternehmen bekämpft werden kön­
n e n ') . Die belgische Regierung ist aber andererseits 
durch die königliche Verfügung Nr. 62 vom 13. Ja ­
nuar 1935 ermächtigt worden, eine W ettbew erbsre­
gelung für einen gesamten industriellen Zweig für 
obligatorisch zu erklären (Zwangskartellierung), sofern 
diese schon von der überwiegenden M ehrheit seiner 
Unternehmen befolgt wird. Die Verbindlicherklärung 
erfolgt auf A ntrag der Mehrheit. Bei der bisherigen 
Anwendung der Verfügung ist aber stets geprüft wor­
den, ob die Verbindlicherklärung mit dem Allgemein­
interesse im Einklang stand.
Im Jahre 1947 wurde — auf der Grundlage eines 
früher von der Commission d'Orientation industrielle 
erstellten ersten Vorschlags — ein Gesetzesvorschlag 
betr. den Mißbrauch wirtschaftlicher Macht aus der 
M itte des Parlam ents unterbreitet. Der Entwurf stieß 
auf den heftigsten W iderstand der belgischen W irt­
schaft. Eine vom Zentralen W irtschaftsrat gebildete 
Sonderkommission legte im Jahre 1952 einen neuen — 
völlig um gestalteten — Entwurf vor, der vom Rat 
gebilligt wurde ^). Dieser Entwurf liegt gegenwärtig 
dem Conseil d'Etat vor. Er verurteilt nicht die w irt­
schaftliche Macht an sich, d. h. das Monopol oder die w irt­
schaftliche Übereinkunft. Er verurteilt auch nicht re­
striktive Praktiken, sofern diese Praktiken nicht W ir­
kungen herbeiführen, die dem allgem einen Interesse 
schädlich sind. Nach den Bestimmungen dieses Vor­
schlages überprüft ein „Rat für restriktive Praktiken", 
der sich im wesentlichen aus Beamten des Justiz­
dienstes zusammensetzt, die speziellen Fälle, die von 
einem „Auditorat" bezeichnet werden, wenn dieser 
ernste Anzeichen festzustellen glaubt, die auf einen 
Mißbrauch wirtschaftlicher Macht schließen lassen. 
Der Rat gibt seine Meinung bekannt. Falls erforder­
lich, empfiehlt er die Unterlassung des Mißbrauchs. 
Indes sind die Gerichte allein berechtigt, die Unter­
lassung anzuordnen und Bußen zu verhängen, wenn 
der Mißbrauch fortgesetzt oder wieder aufgenommen 
wird. Der Entwurf sieht ein abweichendes Verfahren 
für den Mißbrauch der Macht eines öffentlichen Unter­
nehmens vor. Eine obligatorische Registrierung von 
Absprachen ist nicht beabsichtigt.

Dänemark: Das am 31. März 1955 vom Parlam ent ver­
abschiedete neue dänische Kartellgesetz hat den Zweck, 
Monopole und W ettbewerbsbeschränkungen öffentlich 
zu überwachen und dadurch ungebührliche Preise und

Uber Ansätze zur Bekäm pfung des „Mißbrauchs der V ertrags­
freiheit" auf diesem Gebiet in Belgien v gl. Günther, in „Wirtschaft 
und W ettbewerb", 1955, S. 243 Anm. 4 und S. 244.

V g l.  dazu Document du Co nse il Central de l'Econom ie N r. 502/3 
G. F . 52/28 vom 29. 1. 52.
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Geschäftsbedingungen zu verbieten sowie die besten 
Bedingungen für eine freie Berufsausübung sidierzu- 
stellen (§ 1). Das Gesetz sieht eine beschränkte An- 
meldepflidit für Kartellverträge vor. W ettbewerbs- 
besdiränkungeh, die zu ungebührlidien Preisen oder 
Geschäftsbedingungen, ungebührlicher Einschränkung 
der freien Gewerbeausübung oder ungebührlicher Dis­
kriminierung in den Bedingungen der Erwerbsaus­
übung führen, hat die Monopolüberwachungsbehörde 
durch Verhandlungen mit dem W ettbew erber (den 
W ettbewerbern) zu beseitigen (§ 11). Ist ihre Beseiti­
gung durch Verhandlungen nicht möglich, kann die 
M onopolüberwadiungsbehörde Zwangsmaßnahmen er­
greifen, z. B. Auflagen machen, V erträge ganz oder 
teilweise aufheben oder die Vertragsbedingungen in 
bestimm ter Hinsicht ändern (z. B. § 12 Abs. 2). 
Bemerkenswert ist, daß die Vorschläge der durch 
Gesetz vom 31. März 1949 eingesetzten Trustkommis­
sion®), Absprachen über feste M indestpreise beim 
Verkauf in nachgeordneten Umsatzstufen und Aus­
schließlichkeitsverträge allgemein zu verbieten, abge­
lehnt worden ist.
Feste M indestpreise beim Verkauf in nachgeordneter 
Umsatzstufe )̂ unterliegen der Erlaubnis der Monopol­
überwachungsbehörde. Sie wird nur erteilt, wenn 
„wichtige Gründe" vorliegen (§ 10). Diese Bestimmung 
tritt am 1. Juli 1956 in Kraft. Ein Verbot für Sub­
missionskartelle ist nicht vorgesehen.

Finnland hat bisher keine Kartellgesetzgebung, ob­
wohl dort zahlreiche wettbewerbsbeschränkende Kar­
telle und Monopole bestehen. Vom finnischen ge­
nossenschaftlichen Zentralverband KK wird jedoch 
seit 1928 eine staatliche Monopolüberwachung gefor­
dert. Auf eine erneute Resolution des Verbandes 
wurde im Jahre  1948 durch die sozialdemokratische 
Regierung ein Kartellkomitee eingesetzt. Das Komi­
tee legte 1952 den Entwurf eines Gesetzes zur Über­
wachung von W ettbewerbsbeschränkungen vor, das 
inhaltlich dem schwedischen Registrierungsgesetz von 
1946 nachgebildet war. Das Gesetz wurde aber von 
der Mehrzahl der wichtigsten Verbände von Industrie 
und Handel abgelehnt.
Am 29. Oktober 1954 wurde die Vorlage dem finni­
schen Reichstag zugeleitet. Der Entwurf sieht ein V er­
bot der Preisbindung der zweiten Hand und der Sub­
missionskartelle vor. Im übrigen handelt es sich um 
ein Mißbrauchsgesetz mit Registrierungssystem. Die 
Aussichten für eine Annahme des Gesetzes, das dem 
zuständigen Ausschuß überw iesen worden ist, sind®) 
zur Zeit noch „sehr unsicher“.

FrankreieJi: Die Verordnung der Regierung Laniel zur 
Sicherung der freien Konkurrenz vom 9. August 1953 ®), 
die zur Ergänzung der Preisverordnung vom 30. Juni 
1945 erlassen wurde, erklärt Vereinbarungen für nich-
S) V g l. „W irtschaft und Wettbewerb", 1953, S. 763.

Der in § 10 des dänischen Kartellgesetzes der Erlaubnis unter­
worfene Tatbestand stimmt n id it v ö llig  damit überein, was im  
deutschen Redit unter Preisbindung der zweiten Hand erfaßt wird 
(vgl. §§ 10 ff. des Reg. Entw. zu einem deutsdien Gesetz gegen 
W ettbewerbsbesdiränkungen). Das dänisdie Kartellgesetz verlangt 
nur für Abspradien über feste M i n d e s t p r e i s e  eine Erlaubnis,

V g l. Neumeyer, „W irtsdiaft und Wettbewerb", 1955, S. 47'D.
®) Gesetzestext vgl. „W irtsdiaft und W ettbewerb“, 1953, S. 643 ff.

tig, die eine W ettbewerbsbeschränkung bezwecken 
oder bewirken können, soweit dadurch eine Senkung 
der Preise verhindert oder eine künstliche Preis­
erhöhung gefördert wird. Die Verordnung sieht eine 
technische Kommission vor, die sich aus richterlichen 
Beamten und M itgliedern der W irtschaft zusammen­
setzt und nur die Aufgabe hat, eventuelle Verstöße 
auf ihren Tatbestand hin zu überprüfen. Die Kommis­
sion ersta tte t dem W irtschaftsminister Bericht, der die 
Akten der Staatsanwaltschaft zwecks Strafverfolgung 
überreichen kann. Unter den Anwendungsbereich der 
Verordnung fallen nicht Absprachen, von denen be­
wiesen werden kann, daß sie den Absatz wirksam ver­
bessern oder erw eitern oder daß sie durch Rationali­
sierung oder Spezialisierung die Entwicklung des w irt­
schaftlichen Fortschritts garantieren.
Die Verordnung befaßt sich lediglich mit Vereinbarun­
gen, die eine Preissenkung verhindern, also nicht 
mit sonstigen Absprachen wie Exklusivverträgen oder 
Kundenaufteilungen. Am 27. Januar 1954 ist die VO 
Nr. 54—97 zur Durchführung der am 9. August 1953 
erlassenen Verordnung über die Erhaltung bzw. W ieder­
herstellung des freien W ettbewerbs auf dem Gebiet 
des Gewerbes und Handels ergangen. ’) Bisher ist 
noch kein Fall einer Anwendung der VO vom 9. Au­
gust 1953 bekannt geworden. Es hat den Anschein, als 
ob das W irken der Kartelle in der Praxis von der 
neuen Verordnung nicht wesentlich beeinflußt wird, 
ü b er ein allgemeines Gesetz betr. Preisbildung und 
wirtschaftliche Zusammenschlüsse wird seit Jahren 
verhandelt. Der am 10. Ju li 1952 von der N ationalver­
sammlung verabschiedete Entwurf sah vor, daß ein 
Conseil Supérieur jede Übereinkunft untersuchen 
sollte, die eine Erhöhung oder Aufrechterhaltung der 
Preise bew irkt und damit die Entwicklung von Pro­
duktion und Handel behindert. Rechtsgestaltende Ein­
griffe sollten jedoch einem Gerichtshof Vorbehalten 
bleiben. Diesen Entwurf hat der Rat der Republik im 
Frühjahr 1953 in wesentlichen Punkten abgeändert, 
weil e r  ihn noch für zu einschneidend hielt. Die Re­
gierung sah sich darauf genötigt, einen neuen Ent­
wurf auszuarbeiten. In neuester Zeit beginnt sich — 
auch in offiziellen Kreisen — die Meinung durchzu­
setzen, daß der Gesetzesvorschlag vom 10. Ju li 1952 
wegen der VO vom 9. August 1953 überflüssig ge­
worden ist.

Großbritannien: In Großbritannien überprüft auf Grund 
des Monopolgesetzes vom 30. Juli 1948 ®) eine ständige, 
vom Handelsministerium eingesetzte Monopolkommis­
sion Fälle restriktiver Praktiken, die ihr vom Mini­
sterium zugewiesen werden. Dem Gesetz unterliegen 
nur Praktiken eines oder m ehrerer Unternehmen (ver­
einbarte und nicht vereinbarte), die wenigstens ein 
Drittel der Produktion, des Absatzes oder des Exports 
umfassen. Auf den Bericht oder die Empfehlungen der 
Kommission hin kann der Handelsminister mit Billi­
gung des Parlam ents eine S tatutory Order erlassen, 
in der die Praktiken oder das Monopol für illegal er-
') Text der V O  v g l. .W irtschaft und Wettbewerb", 1954, S. 476 ff, 
siehe hierzu Baudouin-Bugnet, „Wirtschaft und Wettbewerb", 1954, 
S. 662 ff.
®) Gesetzestext v g l. „W irtsdiaft und W ettbewerb“, 1953, S. 116.
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k lärt und den Verantwortlichen eine Änderung ihres 
V erhaltens befohlen wird. Obwohl das Gesetz dem 
Handelsministerium eine fast absolute Ermessensfrei­
heit gestattet, hat sidi dieses Ermessen bisher vor­
wiegend auf Güteverhandlungen und Raterteilungen 
besdiränkt. Registrierungszwang und Strafen sind 
n id it vorgesehen.
Die durdi das britisdie Monopolgesetz eingesetzte 
Monopolkommission hat am 29. Juni 1955 den Ab- 
sdilußberidit über eine im Auftrag des Handelsmini­
steriums durdigeführte Untersudiung bestimm ter Kar­
tellformen und -Praktiken verabsdiiedet. Der Beridit 
befaßt sich — entsprechend dem Auftrag des Handels­
ministeriums — lediglich mit der kollektiven Sperre, 
der Diskriminierung von Abnehmern und Herstellern, 
der kollektiven Preisbindung der zweiten Hand und 
der kollektiven Auferlegung sonstiger Bindungen an 
die Absatzstufen der Hersteller. Weiter war Gegen­
stand der Untersuchung die Verpfliditung von Ab­
nehmern, ausschließlich von Lieferanten zu beziehen, 
die die vorbezeidineten Bindungsarten auferlegen, und 
schließlich das sog. Gesamtumsatzverfahren. Die Kom 
mission empfiehlt, die angegebenen W ettbewerbs 
Praktiken unter einen Erlaubnisvorbehalt zu stellen 
Dieser Vorschlag der Monopolkommission ist in de 
britischen Öffentlichkeit und im Parlament — abge 
sehen von der Labour Party, die sdion längere Zeit eine 
Verschärfung der geltenden Mißbraudisgesetzgebung 
fordert — sehr unterschiedlidi aufgenommen worden. 
Handelsminister Thorneycroft hat in der Unterhaus­
debatte vom 13. Ju li 1955 vorgeschlagen, sich vorläufig 
mit einer Registrierung bestimmter Praktiken zu be­
gnügen. Von der Registrierungspflidit sollen nadi 
Auffassung der Regierung audi Preiskartelle umfaßt 
werden. In einem späteren Zeitpunkt sollen dann 
„Hearings" veranstaltet werden, bei denen die Betei­
ligten die Abreden rechtfertigen müssen,
Irland: Am 7. Mai 1953 wurde ein Gesetz betr. W ett­
bewerbsbeschränkungen bei der Lieferung und Ver­
teilung von W aren erlassen. Das Gesetz sieht die Bil­
dung einer Fair Trade Commission vor, die vom Mini­
ster für Industrie und Handel berufen wird und aus 
3 bis 5 M itgliedern besteht. Die Kommission hat die 
Aufgabe, Regeln über den lauteren W ettbewerb auf­
zustellen und Untersudiungen über W ettbewerbs­
beschränkungen von Amts wegen oder auf Weisung 
des M inisters für Industrie und Handel durdizuführen. 
Auf Grund des Beridites der Kommission kann der 
M inister bestimm te sdiädliche Absprachen verbieten, 
gegen Diskriminierungen und Sperren einschreiten 
und die Anwendung bestimmter Bedingungen unter­
sagen. Zuwiderhandlungen gegen die Anordnung des 
M inisters sind unter Strafe gestellt.

Italien; Am 13. Ju li 1950 wurde ein vom Ministerium 
für Industrie und Handel ausgearbeiteter Gesetzent­
wurf gegen W ettbewerbsbeschränkungen veröffent­
licht, der jedodi nicht mehr dem Parlament vorgelegt 
werden konnte. Dieser Entwurf sah eine Registrierung 
von Kartellen und wettbewerbsbesdiränkenden V er­
trägen vor. Für den Fall, daß die Abmachungen den 
Verbrauchern und den Benutzern Beschränkungen oder

übermäßige Lasten verursadien, sollte eine Kommis­
sion die Auflösung der Abmachungen aussprechen. 
Im Frühjahr 1954 bradite der Abgeordnete Togni in 
der italienischen Kammer einen neuen Gesetzentwurf 
ein. Der neue Entwurf will die Kontrollvorschriften 
zum Schutze der Verbraucher und der kleinen sowie 
m ittleren Industrie gegen alle Formen von Monopol­
stellungen verbessern. Grundlage des neuen Entwurfs 
ist der am 13. Ju li 1950 veröffentlichte Gesetzesvor­
schlag (Togni w ar zu dieser Zeit Industrieminister).®) 
In neuester Zeit ist von dem Sekretär der liberalen 
Partei Italiens, Malagodi, und dem liberalen Abge­
ordneten Bozzi ein w eiterer — gem äßigter — Entwurf 
eines Gesetzes zum Schutze der Freiheit des W ettbe­
werbs ausgearbeitet und der Kammer vorgelegt wor­
den. Im zweiten Abschnitt (Art. 4 bis 13) wird die 
„Unterdrückung der Praktiken, die die Freiheit des 
W ettbewerbs und des M arktes einengen", behandelt. 
Art. 4 lautet: „Insoweit sich ungerechtfertigte Preis­
erhöhungen zum Schaden des Verbrauchers ergeben,
sind Praktiken verboten, durdi die ein oder mehrere«
Kaufleute, Firmen, öffentliche Behörden oder Private 
die Freiheit des M arktes einengen oder den W ett­
bewerb verhindern. Das gleiche gilt für Abmachungen 
oder V erständigungen zwischen zwei oder m ehr Kauf­
leuten, Firmen, öffentlichen Behörden oder Privaten, 
die die gleichen Zwecke anstreben." Das Gesetz ver­
bietet also nicht allgemein jedes Kartell, sondern 
lediglidi diejenigen, die sidi m ißbräudilidi verhalten. 
Die italienische Industrie beurteilt auch diesen Ent­
wurf skeptisch und hält Maßnahmen dieser Art nicht 
für notwendig. Sie bezeichnet das Vorgehen als einen 
„Kampf gegen Phantasmen".
Niederlande: Die niederländische Regierung hat am 
24. 11. 1953 den Entwurf eines Gesetzes zur Regelung 
des wirtschaftlichen W ettbewerbs dem Parlam ent vor­
gelegt. Im Februar 1955 wurde der Entwurf der zwei­
ten Kammer zugeleitet, die das im Entwurf vorge­
sehene Mißbrauchsprinzip grundsätzlidi gebilligt hat. 
Dieser Entwurf sieht eine Registrierung von Kartell­
verträgen vor, von denen im Einzelfall Befreiung er­
teilt werden kann. Auf A ntrag kann eine W ettbew erbs­
regelung, an der bedeutend mehr Unternehmen inner­
halb eines W irtschaftszweiges beteiligt sind als Außen­
seiter existieren, für allgemein verbindlidi erklärt 
werden, wenn es das Interesse dieses W irtschafts­
zweiges in Übereinstimmung mit dem Allgem eininter­
esse erfordert. Ist ein Kartell mit dem Allgemein­
interesse nicht vereinbar, so können Einzelheiten der 
Regelung veröffentlidit oder für unverbindlidi erklärt 
werden, nachdem eine aus 12 M itgliedern bestehende 
„Kommission für wirtsdiaftlichen W ettbewerb" sich 
zuvor gutachtlich geäußert hat. Bei sogen, wirtschaft­
lichen Machtstellungen eines oder m ehrerer U nter­
nehmen mit marktbeherrschendem Einfluß kann das 
W irtschaftsministerium gewisse Unterlassungs- und 
Kontrahierungspfliditen auferlegen. Der Vorsdilag 
enthält keine Aufzählung restriktiver Praktiken. Ge­
gen die Entscheidung des Ministers ist kein Redits- 
mittel vorgesehen.
“) V g l. im einzelnen Scott-Deiters, „W irtsdiaft und Wettbewerb", 
1954, S. 175.
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Nach geltendem Recht (Kartellbesluit) von 1941, be­
stätigt im Jahre 1946, müssen Kartelle angemeldet und 
registriert werden, jedoch ist das Gesetz nicht streng 
beachtet und von der Regierung überwacht worden. 
Der W irtschaftsminister kann von Amts wegen Ver- 
bindlichkeits- oder Nichtigkeitserklärungen erlassen. 
Von dieser Befugnis ist nur wenig, insbesondere für 
Nichtigkeitserklärungen, Gebrauch gemacht worden. *”)

Norwegen: Ein neues, von der sozialistischen Regie­
rung entworfenes „Gesetz über Kontrolle und Regu­
lierung von Preisen, Gewinnen und W ettbew erbs­
verhältnissen“ vom 26. Juni 1953 ist seit dem 1. Ja ­
nuar 1954 in Kraft. Daneben gilt das Antiboykott- 
gesetz vom 5. Dezember 1947 weiter, dessen Bestim­
mungen dem vorgenannten Gesetz angepaßt wurden. 
Nach dem Gesetz vom 26. Juni 1953 sind Preis-, Kal- 
kulations- und Quotenkartelle, Syndikate und alle 
sonstigen Formen von Absprachen erlaubt, unterliegen 
jedoch der Aufsicht des Preisdirektorats. Meldepflich­
tig sind Kartelle, Individualverträge, w ettbew erbs­
beschränkende Empfehlungen, Großbetriebe mit einem 
M arktanteil von 25 “/o und Zusammenschlüsse, an 
denen ausländische Unternehmen beteiligt sind. W ett­
bewerbsbeschränkende Regulierungen werden erst 
durch die Eintragung in das K artellregister wirksam. 
Bei Mißbräuchen kann die Regierung K artellverträge 
ändern oder aufheben. Mißbrauch liegt vor, wenn 
Kartelle sich schädlich auf Erzeugung oder Umsatz 
auswirken oder wenn sie als unbillig oder für die 
allgemeinen Interessen sdiädlidi anzusehen sind. Zur 
Durchführung des Gesetzes sind ausführliche Richt­
linien erlassen worden. **)
Für Kartelle bleibt jedoch überhaupt nur wenig Spiel­
raum, weil Preise und viele andere wirtschaftliche 
Daten durch Gesetze und Behördenakte fixiert sind. 
Das mit der Durchführung des Gesetzes beauftragte 
Preisdirektorat ist bisher im wesentlichen nur mit 
laufenden Preisfestsetzungen, Aufhebung von Höchst­
preisen und Entscheidungen über Lieferungsverein­
barungen befaßt worden.
Bisher hat die norwegische Preis- und Kartellbehörde 
ihre weitgehenden Eingriffsrechte noch nicht ausge­
übt. Man verm utet, daß diese Zurückhaltung auf die 
im In- und Ausland gegen die norwegische Wirtschafts­
politik auf diesem Gebiet erhobenen Bedenken zu­
rückzuführen ist. So sollen sich unter anderem schon 
Schwierigkeiten für Norwegen eingestellt haben, „grö­
ßere Anleihen von anderen Ländern, z. B. aus der 
Schweiz und aus Schweden zu erhalten." Einheimische 
Gewerbe (z. B. Reedereien) sollen mit einer Verlegung 
ihres Geschäftssitzes ins Ausland gedroht haben.

Österreich: Das Kartellgesetz vom 4. Juli 1951 sieht 
eine obligatorische Registrierung von Produktions-, 
Absatz- und Preiskartellen vor. Die Kartellkommis­
sion und die Kartelloberkommission (Sondergerichte, 
die aus Berufsrichtern und V ertretern der Wirtschafts-
’•) V g l. z. B. den F a ll des Radiokartells, »Wirtschaft und W ett­
bewerb“, 1955, S. 250; dazu M itteilungen des Bundesverbandes der 
deutschen Industrie, N r. 8/9 1955, S. 9 f.
“ ) Teilw eise abgedrudct in .W irtschaft und W ettbewerb“, 1955, 
S. 271.
'*) V g l. .W irtschaft und W ettbewerb“, 1955, S. 468.

verbände und Gewerkschaften bestehen) können die 
Registrierung verweigern, auf Gesetzesverletzung er­
kennen und evtl. die Auflösung der Absprache aus­
sprechen, Die Eintragung in das Register ist insbeson­
dere dann zu versagen, wenn die Absprache geeignet 
ist, die Preise der betreffenden W aren zu steigern 
oder Preissenkungen zu verhindern, ferner die Erzeu­
gung oder den Absatz solcher W aren zu beschränken, 
u n d  wenn eine Rechtfertigung durch die gesam twirt­
schaftlichen V erhältnisse und die betriebswirtschaft­
lichen Notwendigkeiten nicht vorliegt.

Schweden: Das schwedische Kartellgesetz von 1946 
sah lediglich einen Registrierungszwang auf Anforde­
rung der Monopolkommission vor. ^̂ ) Am 21. Mai 1953 
wurde hierzu ein Ergänzungsgesetz erlassen, das am
1. Januar 1954 in Kraft trat. *̂ ) Dieses Gesetz spricht 
für die Preisbindung der zweiten Hand und für Sub­
missionskartelle ein Verbot mit Erlaubnisvorbehalt 
aus. Für die übrigen K artelltatbestände wird das Miß­
brauchsprinzip statuiert. Mißbräuche sollen danach in 
erster Linie durch Beratung ausgeräumt werden. Falls 
die M ißstände nicht freiwillig eingestellt werden, sind 
sie durch gesetzliche Regelung zu beseitigen.
Mit der Durchführung des Kartellgesetzes sind ein 
Kommissar für Fragen der W irtschaftsfreiheit und ein 
Rat für die Sicherung der W irtschaftsfreiheit beauf­
tragt worden.

Schweiz: Auf Grund des Bundesbeschlusses vom
4. April 1946 wurden die W irtschaftsartikel der Bun­
desverfassung, Art. 31 ff. revidiert. Der neue Art. 31 
bis Abs. 3 ermächtigt den Bund, falls das Gesamtinter­
esse es rechtfertigt, nötigenfalls in Abweichung von 
der Handels- und Gewerbefreiheit Vorschriften gegen 
volkswirtschaftlich oder sozial schädliche Auswirkungen 
von Kartellen und ähnlichen O rganisationen zu erlassen. 
Bis jetzt ist von diesem  Artikel noch kein Gebrauch 
gemacht worden, obwohl das Problem in weitem Um­
fang diskutiert wird. Vorherrschend wird die Ansicht 
vertreten, nur Diskriminierungspraktiken und Kartell­
mißbräuche zu verbieten. Besonders in einer A rtikel­
reihe von Schweizer Kartellexperten in der „Neuen 
Zürcher Zeitung" kommt zum Ausdruck, daß eine V er­
botsgesetzgebung nicht als geeignetes M ittel angese­
hen werden kann. **)
Die Migros-Bewegung hat im Jahre 1954 vorgeschla­
gen, die Schweizer Bundesverfassung durch einen 
Art. 33 zu ergänzen. Danach sollen Handlungen und 
Vereinbarungen für rechtswidrig erklärt werden, die 
auf W ettbewerbsbeschränkungen gerichtet oder geeig­
net sind, Monopole oder monopolartige Stellungen 
zu schaffen oder die Konsumenten zu übervorteilen. 
Ausnahmen können durch Bundesgesetz geschaffen 
werden. Nach Meinung von Schweizer Kartellexperten 
sind die Aussichten dieses Vorschlages in einer V olks­
abstimmung gering. Man ist weitgehend der Meinung, 
daß ein neuer Verfassungsartikel neben Art. 31 bis 
Abs. 3 überflüssig ist.

Gesetzestext vgl. „W irtsdiaft und Wettbewerb", 1952, S. 225 ff. 
») Gesetzestext v g l. „W irtsdiaft und Wettbewerb", 1953, S. 568 ff.

V g l. Sonderdrude der A rtike lre ih e  der „Neuen Zürcher Zeitung"  
über „Die Frage einer sdiw eizerisdien Kartellgesetzgebung“; siehe 
dazu den Beridit in „W irtsdiaft und Wettbewerb", 1954, S. 783.
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